
  

 Amtliches Mitteilungsblatt 

 der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
  

 − Amtsblatt − 

12. JAHRGANG STOLBERG, DEN 16.11.2021 NR. 16 

 
 

BEKANNTMACHUNG 
 

Wiederbelegung von Reihengräbern 
auf den Friedhöfen der Stadt Stolberg (Rhld.) 

 
Auf den städtischen Friedhöfen werden die nachfol-
gend aufgeführten Reihengräber zum Zwecke der 
Wiederbelegung aufgerufen: 
 
a) Reihengräber für Erwachsene 

in denen bis einschließlich Dezember 1991 
Beisetzungen stattgefunden haben. 

 
b) Reihengräber für Kinder bis zu 5 Jahren 

in denen bis einschließlich Dezember 1996 
Beisetzungen stattgefunden haben. 

 
c) Urnenreihengräber 

in denen bis einschließlich Dezember 2001 Ur-
nenbeisetzungen stattgefunden haben. 

 
Die Angehörigen werden gebeten, die auf den aufgeru-
fenen Grabstellen stehenden Grabzeichen, Einfas-
sungen etc. bis zum 31. März 2022 zu entfernen. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gräber nach 
Ablauf dieser Frist eingeebnet und zur Neubelegung 
aufgeteilt werden. Die nicht entfernten Grabzeichen, 
Einfassungen etc. gehen in das Eigentum der Stadt 
Stolberg (Rhld.) über.  
 
 
Stolberg (Rhld.), 14.10.2021 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 

Satzung 
 
der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) über die Inan-
spruchnahme von Angeboten in der Kindertages-
pflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im 
Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen und in Kindertages-
pflege -Kinderfördersatzung- (Kfs) vom 28.09.2021 
 

Präambel 
 
Der Landesgesetzgeber hat in dem Gesetz zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungs-
gesetz -KiBiz-) die Betreuung von Kindern in Kinder-
tageseinrichtungen und in Kindertagespflege unter 
den Aspekten Erziehung, Bildung, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und qualitativer Gleichwertigkeit der 
Betreuungsangebote zusammengefasst. 
 
Die Jugendämter in der StädteRegion Aachen haben 
das gemeinsame Ziel, die Förderung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
nach einheitlichen Maßstäben abzuwickeln. Dies dient 
der Rechtssicherheit, Transparenz und Akzeptanz 
durch die Familien in der Städteregion Aachen. 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW S. 666SGV. NRW S. 2023) zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 29.09.2020 (GV. NRW S. 916) 
i.V. mit §§ 23, 24, 90 des Achten Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII –Kinder- und Jugendhilfe-), neugefasst 
durch Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 
2022), zuletzt geändert durch Gesetz zur Stärkung 
von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz – KJSG) vom 09.06.2021 (BGBl. Teil 
I 2021 Nr. 29 vom 09.06.2021, 1444), sowie der §§ 
21-24, 49-51 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz-KiBiz-) 
vom 03.12.2019 (GV. NRW. S. 894) hat der Rat der 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) am 28.09.2021 nachfol-
gende Satzung beschlossen: 
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I. Allgemeiner Teil 
 
 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 
 
(1) Die Satzung gilt für die Inanspruchnahme und 

Ausgestaltung von Betreuungsangeboten in der 
Kindertagespflege im Sinne der §§ 23 und 24 
SGB VIII. Für Kindertagespflege im Rahmen 
erzieherischer Hilfen nach den §§ 27 – 34 SGB 
VIII –Teilzeitpflege- sowie für ausschließlich 
privat finanzierte Kindertagespflege gilt diese 
Satzung nicht. 

 
(2) Die Satzung regelt die Kostenbeteiligung der 

Eltern für die Inanspruchnahme von Angeboten 
in Kindertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege. 

 
(3) Leistungen zur Kinderbetreuung nach dem 

Zweiten und dem Zwölften Sozialgesetzbuch 
gehen Leistungen nach dieser Satzung vor. 

 
 

§ 2 Örtlicher Geltungsbereich 
 
(1) Die Satzung gilt für Kinder, die in Nordrhein-

Westfalen ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben 
und die ein Betreuungsangebot im Bereich des 
Jugendamtes der Kupferstadt Stolberg als örtli-
cher Träger der öffentlichen Jugendhilfe in An-
spruch nehmen und findet in den Fällen des § 
49 KiBiz Anwendung. 

 
(2) Die Regelungen zur sachlichen und örtlichen 

Zuständigkeit sowie der Kostenerstattung nach 
dem Sozialgesetzbuch VIII bleiben unberührt. 

 
(3) Wird das Kind in Kindertagespflege in örtlicher 

Zuständigkeit der Kupferstadt Stolberg in einer 
auswärtigen Tagespflegestelle betreut, findet 
diese Satzung Anwendung. 

 
 

§ 3 Begriffsbestimmung 
 
(1) Die Förderung in Kindertagespflege umfasst 
 

o die Vermittlung des Kindes zu einer geeig-
neten Tagespflegeperson, 

o die Beratung, Begleitung und weitere Qua-
lifizierung der Tagespflegeperson, 

o sowie die Gewährung einer laufenden 
Geldleistung an die Tagespflegeperson. 

(2) Die nähere Ausgestaltung ist Teil 2 (Förderung 
in Kindertagespflege) des KiBiz zu entnehmen. 

 
(3) Kindertageseinrichtung im Sinne der Satzung 

ist eine Einrichtung, die die Voraussetzungen 
des § 32 KiBiz in Verbindung mit § 45 SGB VIII 
erfüllt. 

 

II. Förderung in Kindertagespflege 
 
 

§ 4 Individuelle Bedarfskriterien 
 
(1) Die Inanspruchnahme von Kindertagespflege 

für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, orientiert sich an den Vorga-
ben des § 24 Abs. 1 SGB VIII. 

 
(2) Für Kinder von einem Jahr bis zum Beginn der 

Schulpflicht findet Abs. 1 entsprechend Anwen-
dung, soweit im Rahmen des Rechtsanspruchs 
auf einen Betreuungsplatz nach den örtlichen 
Verhältnissen keine bedarfsgerechte Betreuung 
in einer Tageseinrichtung angeboten werden 
kann. Zur Abdeckung des Betreuungsbedarfs 
kommt auch eine Kombination von Betreu-
ungsangeboten in Kindertageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege in Betracht. 

 
(3) Den besonderen Bedürfnissen von Kindern mit 

Behinderungen und von Kindern, die von Be-
hinderungen bedroht sind (=inklusive Kinder), 
ist im Rahmen der pädagogischen Arbeit Rech-
nung zu tragen. Durch die Betreuung eines in-
klusiven Kindes erfolgt eine Platzreduzierung 
im Verhältnis (1:2). 

 
 

§ 5 Allgemeine Bedarfskriterien 
 
(1) Die individuelle durchschnittliche wöchentliche 

Betreuungszeit beträgt mehr als 15 Stunden 
und ist für einen Zeitraum von mehr als drei 
Monaten erforderlich. 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Mindest-

betreuungszeit bei der Kombination von Be-
treuungsangeboten im Sinne von § 4 Abs. 2 
durchschnittlich 10 Stunden/Woche. 

 
(3) Eine Eingewöhnungsphase von bis zu einem 

Monat kann berücksichtigt werden. 
 
 

§ 6 Verwaltungsverfahren 
 
Stellt das Jugendamt oder der mit der Aufgabenwahr-
nehmung betraute freie Träger der Jugendhilfe den 
Betreuungsbedarf im Sinne des §§ 4 und 5 fest, so 
trägt es die Kosten der im Einzelfall notwendigen Kin-
dertagespflege -nach vorheriger Vermittlung- nach 
Maßgabe der §§ 8 – 14a. 
 
 
§ 7 Vermittlung 
 
(1) Die Vermittlung geeigneter Tagespflegeperso-

nen im Sinne von § 21 KiBiz erfolgt unter Be-
achtung des örtlichen Geltungsbereichs (§ 2) 
durch das Jugendamt. 
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(2) Es werden nur Tagespflegepersonen vermittelt, 
die über eine Tagespflegeerlaubnis nach § 43 
SGB VIII verfügen, soweit diese erforderlich ist. 

 
 

§ 8 Geldleistung 
 
(1) Die Auszahlung der laufenden Geldleistung im 

Sinne von § 23 SGB VIII und der Betrag für 
mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit im 
Sinne von § 24 Abs. 3 Nr 6 KiBiz an die Tages-
pflegeperson ist grundsätzlich an die Voraus-
setzungen des § 24 KiBiz zur Inanspruchnahme 
von Landesmitteln zur Förderung der Kinderta-
gespflege gekoppelt. Danach kommt eine Aus-
zahlung der laufenden Geldleistung nur unter 
den nachstehenden Voraussetzungen in Be-
tracht: 

 
1. Kinder bis zum Schuleintritt 
2. Mindestbetreuungsbedarf mehr als 15 

Stunden/Woche  
3. Betreuungszeitraum länger als drei Monate 
4. Gültige Erlaubnis zur Kindertagespflege 

gem. § 43 SGB VIII 
5. Mindestqualifikation der Tagespflegeper-

sonen gem. § 21 Abs. 1 und 2 KiBiz 
6. Vermittlung durch das Jugendamt/freier 

Träger der Jugendhilfe 
 
(2) Abs. 1 Nr. 2 findet bei der Inanspruchnahme 

kombinierter Betreuungsangebote im Sinne von 
§ 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 keine 
Anwendung.  

 
 

§ 9 Sachaufwand, Anerkennung der Förder-
leistung und Betrag für mittelbare Bildungs- und 

Betreuungsarbeit 
 
(1) Auf Antrag der Eltern oder sonstigen Personen-

sorgeberechtigten werden der Tagespflegeper-
son vorbehaltlich der Regelung des § 8 auf der 
Grundlage des durchschnittlich ermittelten Be-
treuungsbedarfs pauschal die angemessenen 
Kosten, die ihr für den Sachaufwand (§ 23 SGB 
VIII) entstehen, erstattet und ein Beitrag zur 
Anerkennung der Förderleistung (§ 23 SGB 
VIII) sowie ein Betrag für mittebare Bildungs- 
und Betreuungsarbeit (§ 24 Abs. 3 Nr. 6 KiBiz) 
gewährt. 

 
(2) Die Höhe der laufenden Geldleistung wird in 

Abhängigkeit von den geleisteten Betreuungs-
stunden für ganze Monate gem. § 10 kindbezo-
gen ermittelt. Bedarfsveränderungen werden 
zum 01. des Folgemonats wirksam. 

 
(3) Durch die Pauschalierung ist der gesamte Be-

treuungsbedarf des Kindes leistungsrechtlich 
abgedeckt. Zeitweise auftretende Über-
/Unterschreitungen des Stundenbudgets beein-

flussen die Höhe der laufenden Geldleistung 
nicht. 

 
(4) Beginnt oder endet die Betreuung im Laufe 

eines Monats, ist die Geldleistung anteilig zu 
kürzen. 

 
(5) Unterjährige Unterbrechungen in der Kinderta-

gespflege sind förderunschädlich:  
 

1. Erkrankung des betreuten Kindes bis zur 
Dauer von drei Monaten  

2. Maximal 30 Schließtage/Kalenderjahr bei 
einer Kalenderwoche mit 5 Arbeitstagen, 
Maximal 24 Schließtage/Kalenderjahr bei 
einer Kalenderwoche mit 4 Arbeitstagen; 
hiervon sind die Arbeitstage zwischen 
Weihnachten und Neujahr als Schließtage 
einzuplanen. 

 
 

§ 10 Höhe der Geldleistung 
 
(1) Die Höhe der laufenden Geldleistung für Sach-

aufwand und Förderleistung, sowie des Betra-
ges für mittelbare Bildungs- und Betreuungsar-
beit ergibt sich aus der Anlage zu dieser Sat-
zung.  

 
(2) Die Höhe der Geldleistung wird jährlich nach 

Maßgabe des § 37 KiBiz angepasst. Die An-
passung erfolgt erstmals zum Kindergartenjahr 
2022/2023. 

 
 

§ 11 Rückzahlungsverpflichtung 
 
Liegen die Leistungsvoraussetzungen nicht mehr vor, 
ist die laufende Geldleistung einzustellen. Etwaige 
Überzahlungen hat die Tagespflegeperson zu erstat-
ten. 
 
 

§ 12 Unfallversicherung 
 
(1) Selbständig tätige Tagespflegepersonen sind 

verpflichtet, sich innerhalb einer Woche nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit bei der Berufsgenos-
senschaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege anzumelden. 

 
(2) Der Tagespflegeperson werden auf Antrag die 

nachgewiesenen Beiträge zu einer angemes-
senen Unfallversicherung erstattet. 

 
 

§ 13 Aufwendungen zur Alterssicherung 
 
(1) Der Tagespflegeperson werden auf schriftlichen 

Antrag die nachgewiesenen hälftigen Aufwen-
dungen zu einer angemessenen Alterssiche-
rung erstattet.  
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(2) Erstattungsfähig sind die nachgewiesenen hälf-
tigen Aufwendungen für eine Versicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit 
Versicherungspflicht aufgrund der Tätigkeit in 
der Kindertagespflege besteht. 

 
(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht 

vor, sind die nachgewiesenen hälftigen Auf-
wendungen für Altersvorsorgeverträge nach 
dem Gesetz über die Zertifizierung von Alters-
vorsorgeverträgen (Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetz -AltZertG-) bis zur Höhe 
des Mindestbeitrages in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung erstattungsfähig. 

 
 

§ 13 a Aufwendungen zur Kranken- und Pflege-
versicherung 

 
(1) Der Tagespflegeperson werden auf schriftlichen 

Antrag die nachgewiesenen hälftigen Aufwen-
dungen zu einer angemessenen Kranken- und 
Pflegeversicherung erstattet. 

 
(2) Erstattungsfähig sind 
 

- die nachgewiesenen hälftigen Aufwendun-
gen zur freiwilligen Versicherung in der ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung laut Beitragsrechnung, soweit die 
Einkünfte aus der Tagespflege die selb-
ständige Versicherungspflicht auslösen, 
bzw. 
 

- die nachgewiesenen hälftigen Aufwendun-
gen zur privaten Kranken- und Pflegever-
sicherung für die Tagespflegeperson bis 
zur Höhe des Mindestbeitrages der gesetz-
lichen Kassen. 
 

- die nachgewiesenen hälftigen Aufwendun-
gen zur Sicherung eines Anspruchs auf 
Krankengeld ab der 7. Woche der Arbeits-
unfähigkeit in Höhe von 70 % des erzielten 
regelmäßigen Arbeitseinkommens. 

 
(3) Nicht erstattungsfähig sind Aufwendungen 
 

- zur privaten Kranken- und Pflegeversiche-
rung von Familienmitgliedern der Tages-
pflegeperson, 

 
- für Zusatzversicherungen (insbesondere 

Auslandskrankenversicherungen, Zahnzu-
satzversicherungen, Einzelzimmerzu-
schlag),  
oder 

 
- Soweit die Tagespflege nicht ursächlich für 

die Versicherung ist (insbesondere bei 
sonstigen Einkünften wie Unterhaltsleis-
tungen und einer weiteren Berufstätigkeit). 

§ 13 b Aufwendungen zur Alterssicherung, 
Kranken- und Pflegeversicherung für 

auswärtige Tagespflegepersonen 
 
Die in den §§ 12 – 13 a erfassten Regelungen gelten 
nur für Tagespflegepersonen, die ihre Tätigkeit in 
Stolberg ausüben. Für auswärtige Tagespflegeperso-
nen findet ausschließlich § 49 Abs. 3 KiBiz NRW An-
wendung. 
 
 

§ 14 Zahlweg 
 
Die Auszahlung der laufenden Geldleistung erfolgt 
monatlich nachträglich unmittelbar an die Tagespfle-
geperson. 
 
 

§ 14 a Verwendungsnachweis 
 
(1) Die Verwendung der nach dieser Satzung ge-

währten Geldleistungen ist dem Jugendamt 
nach Aufforderung nachzuweisen. 

 
(2) Bei der Ermittlung der Angemessenheit der 

Aufwendungen im Sinne der §§ 12 – 13 a er-
folgt keine Differenzierung nach privat oder öf-
fentlich finanzierter Kindertagespflege. 

 
 

III. Elternbeiträge und Elternbeitragsfreiheit 
 
 

§ 15 Beitragspflichtige 
 
(1) Die Kupferstadt Stolberg (Rhld.) erhebt von den 

Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche 
Beiträge zu den Kosten der Kindertagesbetreu-
ung (Kindertageseinrichtungen, Kindertages-
pflege) im Sinne des Kinderbildungsgesetzes in 
ihrem Zuständigkeitsbereich als örtlicher Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe. Die Eltern haften 
als Gesamtschuldner. 

 
(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusam-

men, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
 
(3) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der 

Anlage zu dieser Satzung. 
 
 

§ 16 Beitragszeitraum 
 
(1) Grundlage für die Beitragserhebung ist der 

zwischen den Eltern und dem Träger der Kin-
dertageseinrichtung oder der Tagespflegeper-
son geschlossene Betreuungsvertrag. Bei der 
Inanspruchnahme eines Angebotes in der Kin-
dertagespflege entspricht der Beitragszeitraum 
dem Zeitraum der Auszahlung der laufenden 
Geldleistung an die Tagespflegeperson. 
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(2) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszei-
ten der Kindertageseinrichtung nicht berührt.  

 
(3) Der Elternbeitrag ist für volle Kalendermonate 

zu entrichten. Dies gilt auch dann, wenn die Be-
treuung im Verlaufe eines Monats beginnt oder 
endet. Bei der Inanspruchnahme unterschied-
lich hoher Betreuungsbudgets innerhalb eines 
Monats ist für die Beitragsbemessung das 
Budget maßgebend, das mit dem höheren El-
ternbeitrag belegt ist. 

 
 

§ 17 Beitragsbefreiungen 
 
(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kin-

dertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
durch Kinder, die bis zum 30. September das 
dritte Lebensjahr vollendet haben werden, ist 
ab Beginn des im selben Kalenderjahr begin-
nenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung 
beitragsfrei.  

 
(2) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder 

von Personen, die nach § 15 Abs. 2 an die Stel-
le der Eltern treten, gleichzeitig eine Kinderta-
geseinrichtung oder nehmen ein Betreuungs-
angebot in der Kindertagespflege in Anspruch, 
so entfallen die Beiträge für das zweite und je-
des weitere Kind. 

 
(3) Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach 

Absatz 2 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist 
der höchste Beitrag zu zahlen. 

 
(4) Von Beziehern von Leistungen zur Sicherstel-

lung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, 
SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz 
sowie von Beziehern des Kinderzuschlags ge-
mäß § 6a Bundeskindergeldgesetz und des 
Wohngeldes nach dem Wohngeldgesetz wird 
kein Beitrag erhoben. 

 
(5) Für den Besuch einer Kindertageseinrichtung 

bei ergänzender Inanspruchnahme eines An-
gebotes in der Kindertagespflege (kombinierte 
Betreuung) wird für Kinder im U3 Bereich ins-
gesamt ein Beitrag auf der Grundlage des 
Stundenbudgets 45 erhoben. 

 
 

§ 18 Belegpflicht 
 
(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen 

haben die Eltern beitragspflichtiger Kinder im 
Sinne des § 17 dem Jugendamt schriftlich an-
zugeben und nachzuweisen, welche Einkom-
mensgruppe gemäß der Anlage zu § 15 Abs. 3 
ihren Elternbeiträgen zu Grunde zu legen ist. 

 

(2) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder 
ohne den geforderten Nachweis ist der höchste 
Elternbeitrag zu leisten. 

 
 

§ 19 Einkommen 
 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die 

Summe der positiven Einkünfte der Eltern im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommens-
steuergesetzes sowie ausländische Einkünfte. 
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen 
veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem 
Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die 
zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimm-
ten öffentlichen Leistungen für die Eltern und 
das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, 
hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 
Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Das El-
terngeld nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz (BEEG) bleibt nach Maßgabe 
des § 10 BEEG bis zu einer Höhe von 300,00 € 
bzw. 150,00 € unberücksichtigt. Bezieht ein El-
ternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungs-
verhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm auf Grund dessen für 
den Fall des Ausscheidens eine lebenslängli-
che Versorgung oder an deren Stelle eine Ab-
findung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist 
dem nach diesem Absatz ermittelten Einkom-
men ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus 
diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf 
Grund der Ausübung des Mandats hinzuzu-
rechnen. 

 
(2) Für das dritte und jedes weitere Kind sind Frei-

beträge von dem nach Absatz 1 ermittelten 
Einkommen abzuziehen. Die Freibeträge orien-
tieren sich an den in § 32 Abs. 6 EStG hinter-
legten Beträgen. Die Eltern werden dem in § 32 
Abs. 6 Satz 2 EStG erfassten Personenkreis 
gleichgestellt. Berücksichtigungsfähig sind Kin-
der, für die nach Steuerrecht dem Grunde nach 
Kinderfreibeträge geltend gemacht werden 
können. Die Beitragspflichtigen haben die Be-
rücksichtigungsfähigkeit ihrer Kinder in geeig-
neter Form glaubhaft zu machen.  

 
(3) Maßgebend ist das Einkommen des gesamten 

Kalenderjahres, für das der Elternbeitrag fest-
gesetzt werden soll. Es gilt das Jährlichkeits-
prinzip. Soweit das Jahreseinkommen im Sinne 
des Satzes 1 nicht feststeht, ist der Elternbei-
trag vorläufig festzusetzen. Hierbei ist hilfswei-
se auf das Jahreseinkommen des vorangegan-
genen Kalenderjahres oder auf das zu erwar-
tende Jahreseinkommen abzustellen. 
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(4) Änderungen der Einkommensverhältnisse, die 
zur Zugrundelegung einer höheren Einkom-
mensgruppe führen können, sind unverzüglich 
anzugeben. Soweit sich aus der veränderten 
Einkommenssituation die Einstufung in eine 
andere Einkommensgruppe ergibt, wird der El-
ternbeitrag ab dem Kalenderjahr, für das die 
Änderung eingetreten ist, rückwirkend neu fest-
gesetzt. 

 
 

§ 20 Fälligkeit 
 
(1) Der Elternbeitrag ist jeweils bis zum 01. des 

Monats im Voraus zu entrichten. 
 
(2) Die Fälligkeit für Beitragsnachforderungen be-

trägt 30 Tage nach Bescheiderteilung. 
 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Fälligkeit je 
nach Lage des Einzelfalls bis zu einem Zeit-
raum von drei Monaten verlängert werden. 

IV Inkrafttreten 
 
 

§ 21 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft 
 

(2) Die Satzung der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
über die Inanspruchnahme von Angeboten in 
der Kindertagespflege und die Erhebung von 
Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruch-
nahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege -Kinder-
fördersatzung- (Kfs) vom 28.05.2008 in der 
Fassung der Änderungssatzung vom 
25.08.2020 tritt mit Ablauf des 31.07.2021 
außer Kraft. 

 
 

 
 
 
 
 
 

Anlage 
 
zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege 
und der Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertages-
einrichtungen und in Kindertagespflege -Kinderfördersatzung- (Kfs) 
 

Elternbeitragstabelle 01.08.2008 

    

 Stundenbudget 
Jahreseinkommen 25 Std. 35 Std. 45 Std. 

 bis 16.000,00 €  0,00 € 0,00 € 0,00 € 

 bis 25.000,00 €  26,00 € 28,00 € 50,00 € 

 bis 37.000,00 €  43,00 € 47,00 € 82,00 € 

 bis 49.000,00 €  71,00 € 78,00 € 135,00 € 

 bis 62.000,00 €  111,00 € 123,00 € 208,00 € 

 bis 73.000,00 €  146,00 € 162,00 € 275,00 € 

 über 73.000,00 €  189,00 € 210,00 € 352,00 € 
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Tabelle für die Geldleistungen in der gesetzlichen Kindertagespflege 
ab 01.08.2021 

 
  

 
Wochenstunden 

 
 

Sachaufwand 

 
Betrag Förder-

leistung 

Betrag mittelbare 
Bildungs-u. Be-
treuungsarbeit 

Pauschal  

 
 

monatlich 

 
1 

 
über 10 und bis 15 Std.* 

 
128,54 € 

 
197,71 € 

 
21,75 € 

 
348,00 € 

 
2 

 
über 15 und bis 20 Std. 

 
171,39 € 

 
263,61 € 

 
21,75 € 

 
456,75 € 

 
3 

 
über 20 und bis 25 Std. 

 
214,24 € 

 
329,51 € 

 
21,75 € 

 
565,50 € 

 
4 

 
über 25 und bis 30 Std. 

 
257,09 € 

 
395,42 € 

 
21,75 € 

 
674,25 € 

 
5 

 
über 30 und bis 35 Std. 

 
299,93 € 

 
461,32 € 

 
21,75 € 

 
783,00 € 

 
6 

 
über 35 und bis 40 Std. 

 
342,78 € 

 
527,22 € 

 
21,75 € 

 
891,75 € 

 
7 

 
über 40 Std 

 
385,63 € 

 
593,12 € 

 
21,75 € 

 
1.000,50 € 

 
*(nur bei kombinierter Betreuung Kita und Tagespflege) 

Jährliche Anpassung gem. § 37 KiBiz 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, dass 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren nicht durchgeführt 

wurde, 
 
b) diese Satzung nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden ist, 
 
c) der Bürgermeister den Satzungsbeschluss vorher beanstandet hat oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel gegenüber der Kupferstadt Stolberg (Rhld) vorher gerügt wurde und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wurde, die den Mangel ergibt. 
 
 
Stolberg (Rhld.), 26.10.2021 
 
Der Bürgermeister 
Patrick Haas 
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BEKANNTMACHUNG 
 
 
Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
Der Bürgermeister 

Stolberg, 07.11.2021 
 
 

EINLADUNG 
 
zur Sitzung des Rates der Kupferstadt  

Stolberg (Rhld.) 
 
Tag der Sitzung: Dienstag, 23.11.2021 

18:30 Uhr 
 
Ort der Sitzung: 52222 Stolberg 
  Cockerillstraße 90, 
  Museum Zinkhütter Hof 
 
 
 
 
Tagesordnung 
 
 
Öffentliche Sitzung 
 
 
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
2. Feststellung der form- und fristgerechten La-

dung sowie Unterrichtung der Öffentlichkeit 
gemäß § 27 Absatz 2 Geschäftsordnung für 
den Rat und die Ausschüsse der Kupferstadt 
Stolberg (Rhld.) 

 
3. Beschlussfassung über die Tagesordnung 
 
4. Einwohnerfragestunde (längstens 30 Minuten) 
 
5. Umbesetzung in Ausschüssen und wirtschaftli-

chen Unternehmungen 
 
6. Finanzcontrolling II/2021, Stand zum 

30.09.2021 
 
7. Bericht Umsetzungsstand Haushaltssanie-

rungsplan der Kupferstadt Stolberg für den Zeit-
raum 2012-2021 zum 30.06.2021  

 
8. Betrieb gewerblicher Art (BgA) Hallenbad, 

Sporthallen und Sportstätten, Zuführung der 
Jahresüberschüsse 2018, 2019 und 2020 zu 
den Rücklagen 

 
9. Stellenbedarfe bzw. Einrichtung von Stellen 

aufgrund der Hochwasserkatastrophe  
 
10. Änderungen in der Geschäftsverteilung in der 

Kupferstadt Stolberg 
 

11. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 
§ 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW, hier Bereitstellung 
außerplanmäßiger Mittel zur Finanzierung der 
Hochwasserschäden 2021 

 
12. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 

§ 60 Abs. 1 S. 3 GO NRW; 
 hier: Bereitstellung außerplanmäßiger Haus-

haltsmittel "Gefrieren Schriftgut aus dem 
Stadtarchiv infolge der Hochwasserkata-
strophe am 14. / 15.07.2021" 

 
13. Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung 

gem. § 60 Abs. 1 Satz 3 GO NRW; 
 hier: Mehrbedarf der außerplanmäßig zur 

Verfügung gestellten Haushaltsmittel für 
die Beseitigung der Hochwasserschäden 
der Grundschulen Grüntal, Hermann-
straße und Zweifall sowie die Bereitstel-
lung von außerplanmäßigen Haushalts-
mitteln für die Beseitigung der Hochwas-
serschäden an den Turnhallen Kaiser-
platz, Zweifall, Vicht und Hermannstraße. 

 
14. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 

§ 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW; 
 hier: Bereitstellung außerplanmäßiger Haus-

haltsmittel für die Aufstellung eines Trep-
pengerüstes als provisorischer 2. Ret-
tungsweg für das AOK-Gebäude 

 
15. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 

§ 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW 
 hier: Bereitstellung von außerplanmäßigen 

Haushaltsmitteln für diverse Auftrags-
vergaben nach der Hochwasserkatastro-
phe 

 
16. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 

§ 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW; 
 hier: Bereitstellung außerplanmäßiger Haus-

haltsmittel für die Instandsetzung der 
Aufzüge beidseits der Überführung über 
die L238n 

 
17. Bereitstellung von überplanmäßigen Finanzmit-

teln für die Herstellung von Fahrrad-
Abstellanlagen an weiterführenden Schulen 
2021 

 
18. 2. Änderungssatzung zur Satzung der Kup-

ferstadt Stolberg (Rhld.) über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasseranlage - Entwässerungssat-
zung - vom 14.12.2016 

 
19. Bebauungsplan Nr. 177 "Stolberg Innenstadt, 

oberer Steinweg"; 
 hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) 

BauGB 
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20. Beschluss über eine Veränderungssperre gem. 
§§ 14 ff. BauGB für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 177 "Stolberg Innenstadt, 
oberer Steinweg" 

 
21. Übergabe verschiedener Regenbecken an den 

WVER 
 
22. Markthalle/-zelt für die von dem Hochwasser 

betroffenen Geschäfte und Gastronomie 
 
23. Mündlicher Bericht aus der Vertretung der Kup-

ferstadt in Unternehmen und Einrichtungen 
 
24. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-

schäftsordnung des Rates; Mitteilungen 
 
 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
 

 
1. Seniorenwohn- und Sozialzentrum Betriebsfüh-

rungs-GmbH ("SWZ");  
 hier: Neufassung des Gesellschaftsvertrages 

sowie geringfügige Aufstockung des 
Stammkapitals 

 
2. Genehmigung Dringlichkeitsentscheidung gem. 

§ 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW; 
hier: Beauftragung zur Durchführung von un-
terirdischen Abbruch- und Erdarbeiten für die 
Interims-Kita in der Bierweiderstraße (Ersatz für 
KITA Steinweg)  

 

3. Anmietung zusätzlicher Büro- u. Archivräume 
für die Verwaltung 
hier: Genehmigung einer Dringlichen Ent-

scheidung 
 
4. Mündlicher Bericht aus der Vertretung der Kup-

ferstadt in Unternehmen und Einrichtungen 
 
5. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Ge-

schäftsordnung des Rates; Mitteilungen 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
Herr Patrick Haas 
Bürgermeister 
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